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NaturFreunde Deutschlands warnen SPD vor TTIP und CETA 

 
Berlin, 31. März 2015 – Die NaturFreunde Deutschlands warnen die SPD-Spitze davor, 

weiterhin für die geplanten Freihandelsabkommen der Europäischen Union mit den USA 

(TTIP) beziehungsweise Kanada (CETA) zu werben. Schon heute sei ein erheblicher 

Vertrauensverlust bei vielen Menschen festzustellen, die sich für eine sozial-ökologische und 

nachhaltige Weltwirtschaft engagieren. „Die geplanten Freihandelabkommen führen zu 

weiterer Deregulierung zugunsten der Interessen großer Konzerne. Mit ihrer Hilfe sollen 

offenbar demokratische Entscheidungen ausgehebelt werden. Das geht zu Lasten der 

Parlamente und der Demokratie in den USA wie in Europa“, erklärt Eckart Kuhlwein, 

umweltpolitischer Sprecher des Verbandes. 

Die Umweltexperten der NaturFreunde Deutschlands werfen den TTIP-Verfechtern vor, mit der 

Freihandels-Ideologie die soziale Ungleichheit zu vergrößern, die Spaltung Europas zu vertiefen 

und gleichzeitig die Ökologie an den Rand zu drängen. Bei der Lektüre der bisher vorliegenden 

Texte werde schnell klar, dass es weniger um Handel und eine gute Partnerschaft gehe, als um 

Deregulierung, Liberalisierung und den Ausverkauf öffentlicher Gesundheits- und 

Bildungsleistungen sowie der Wasser­ und Energieversorgung an multinationale Konzerne. 

Damit würden auch die Bemühungen um die Rekommunalisierung von Dienstleistungen 

unterlaufen. 

Besonders kritisch sehen die NaturFreunde Deutschlands die „regulatorische Harmonisierung“: 

Gegenseitige Anerkennung von Standards würde bedeuten, dass die niedrigsten Standards gelten 

könnten. Das EU-Vorsorgeprinzip sei in Gefahr, da es mit dem in den USA geltenden 

Nachsorgeprinzip nicht zu vereinbaren sei. Eine regulatorische Kooperation schon im Vorfeld der 

Gesetzgebung höhle das demokratische Prinzip aus und könne aus Furcht vor 

Schadensersatzforderungen Gesetze verhindern. Schließlich führten die vorgesehenen Investor-

Staat-Schiedsgerichte zu einer Paralleljustiz, die unserem Grundgesetz widerspreche.  

Viele Entwicklungs- und Schwellenländer würden unter dem neuen Freihandelsmonopol leiden. 

Dabei habe die SPD gerade erst in ihrem Europa-Programm beschlossen, die europäische 

Entwicklungszusammenarbeit müsse künftig noch stärker darauf setzen, Fluchtursachen zu 

bekämpfen.  
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Die NaturFreunde Deutschlands unterstützten den Parteikonvent der SPD, der im vergangenen 

September „rote Linien“ für die transatlantischen Freihandelsgespräche beschlossen hatte. Viele 

Äußerungen aus der SPD-Parteispitze legten jedoch den Verdacht nahe, dass Deutschland in die 

falsche Richtung marschieren werde. „Die SPD muss endlich die Debatte über die Ausgestaltung 

der Globalisierung jenseits des Neoliberalismus führen. Das wäre eine Chance, um die unser 

Land und die EU so lähmende Entpolitisierung zu überwinden. Und würde auch der SPD wieder 

Profil geben“, so Eckart Kuhlwein. 
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